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Vermögenstransfer
im Familienverband

Die rechtlichen Rahmenbe­
dingungen für den Vermö­
genstransfer im Familienver­
band ändern sich immer 
wieder. Deshalb möchten wir 
Sie auf einige Punkte auf­
merksam machen, die für Sie 
wichtig sein könnten:
Schenkungen sind zwar nach 
wie vor steuerfrei, beim Ab­
schluss entsprechender Ver­
träge gibt es aber eine Reihe 
von Variationsmöglichkeiten 
und „Fallen“, die man unbe­
dingt mit einem Fachmann 
besprechen sollte. Vermö­
gensübertragungen inner­
halb einer Familie greifen 
nämlich meist auch in ande­
re Rechtsgebiete (z.B. Erb­
recht) ein und dürfen daher 
nur selten isoliert betrachtet 
werden. So haben enge Ver­
wandte ein Anrecht auf den 
„sogenannten Pflichtteil“. 
Bei der Berechnung dessel­
ben können auch Schenkun­
gen einbezogen werden, die 
viele Jahre vor dem Ableben 
des Erblassers getätigt wor­
den sind. In dieser Ausgabe 
von „Paragraphen & Mehr” 
beleuchten wir noch einen 
weiteren familienrechtlichen 
Aspekt: Wie verhält es sich 
mit dem Unterhalt und den 
Pensionsansprüchen im Falle 
einer Scheidung?
Einige Splitter aus anderen 
Rechtsgebieten runden die­
sen Newsletter ab. 

Dr. Petra Piccolruaz

Schenkung im Familienkreis

Es gibt eine Reihe von Möglichkeiten, Liegenschaftsvermögen innerhalb der Familie zu übertragen. 

Um Streitigkeiten unter Erben vorzubeugen, 
wird sehr oft bereits zu Lebzeiten Liegenschafts-
vermögen an die nächste Generation übertra-
gen. Dabei sind aber eine Reihe von Aspekten zu 
beachten, an die man im ersten Augenblick nicht 
denkt. So dürfen zum Beispiel Pflichtteilsansprü-
che (von anderen Kindern) nicht verletzt werden. 
Der überlebende Ehegatte hat ebenfalls gesetz-
lich fixierte Ansprüche. Der Gesetzgeber bietet 
eine Reihe von Möglichkeiten. Es zahlt sich aus, 
derartige Übergaben genau zu planen und die 
gesamte Familie in eine Lösung einzubeziehen. 
Wohnungsrecht - Fruchtgenuss
Soll der Übergeber weiter im Haus oder in der 
Wohnung bleiben, so muss das Wohnungsrecht 
im Vertrag möglichst detailliert (samt planlicher 
Darstellung) ausformuliert werden. Es ist norma-
lerweise höchstpersönlich und im Grundbuch 
einzutragen. Behält sich der Übergeber vor, Haus 
oder Wohnung weiter zu vermieten, dann ist ein 
Fruchtgenussrecht die richtige Wahl, wobei man 
genau regeln muss, wer nach der Übergabe wel-
che Kosten (Betrieb/Erhaltung) übernimmt.
Leibrente / Pflege
Bei der Leibrente handelt es sich um eine monat-
liche Zahlung an den Übergeber, die im Grund-
buch sichergestellt werden kann. Dabei kann 
auch zur Bedingung gemacht werden, dass der 
Übergeber Pflege erhält. Auch dieses Recht ist 
im Grundbuch eintragbar. Im Falle eines Ver-

kaufs oder einer Versteigerung bleibt der An-
spruch des Übergebers erhalten. 
Veräußerungs- und Belastungsverbot
Ein Veräußerungs- und Belastungsverbot stellt 
sicher, dass der Geschenknehmer zu Lebzeiten 
des Übergebers die Liegenschaft weder weiter-
verkaufen, noch mit Pfandrechten oder ander-
weitig belasten kann. 
Fideikommissarische Substitution 
Wird eine fideikommissarische Substitution 
(Nacherbschaft) vereinbart, kann derjenige, der 
ein Vermögensstück erbt, dieses zwar nutzen, 
muss es aber an eine bestimmte Person weiter-
vererben. Damit bleibt das Grundstück auf jeden 
Fall in der Familie. 
Vorkaufsrecht
Auch mit dem Vorkaufsrecht kann man dafür 
sorgen, dass Vermögenswerte im Familienver-
band verbleiben. So können zum Beispiel Ge-
schwister des Beschenkten ein solches Vorkaufs-
recht erhalten. Will er es verkaufen, muss er es 
zuerst diesen anbieten. 
Widerrufsrecht
Es besteht ein gesetzliches Widerrufsrecht - etwa 
bei groben Verstößen gegen den Geschenkge-
ber. Auf dieses kann man aber auch verzichten. 
Andererseits kann sich der Geschenkgeber das 
Recht vorbehalten, die Liegenschaft zurück-
zunehmen - zum Beispiel, wenn er sie für sich 
selbst wieder dringend benötigt. 
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Bringt eine verheiratete Frau ein Kind zur 
Welt, so gilt der Ehemann vor dem Ge-
setz automatisch als Vater. Ist er dies aber 
nicht, so hat der biologische Vater kaum 
Möglichkeiten, väterliche Rechte zu erhal-
ten. 
Sowohl das Kind, das von der Mutter ver-
treten wird, als auch der Ehemann selbst 
haben die Möglichkeit, binnen zwei Jah-
ren ab Kenntnis der gegen die Vaterschaft 
sprechenden Umstände die Vaterschafts-
feststellung beim Pflegschaftsgericht zu 
bekämpfen. Das Kind selbst kann die 
Bestreitung der Vaterschaft jedenfalls bis 
zwei Jahre nach der Volljährigkeit bei Ge-
richt einbringen. 
Der biologische Vater hat es nicht so ein-
fach. Denn er braucht trotz „vaterschafts-
durchbrechendem Anerkenntnis” die Zu-
stimmung von Mutter und Kind, wenn er 
dagegen vorgehen will, dass ein anderer 
Mann zum rechtlichen Vater seines Kindes 
ernannt wird. Weder außergerichtliche 
Gutachten über seine Vaterschaft oder 
Anträge zur Einholung eines gerichtlichen 
DNA-Gutachtens helfen ihm dabei. Ohne 
Wohlwollen der Mutter, die ihn als Vater 
bezeichnen muss, geht gar nichts. 
Der Gesetzgeber nimmt diese Schlechter-

stellung des biologischen Vaters zuguns-
ten der bisher bestehenden Familienver-
hältnisse in Kauf. Er gibt dem Schutz der 
sozialen Familie mehr Gewicht als dem 
Interesse des Kindes an der Feststellung 
seiner biologischen Abstammung. 
Der Gesetzgeber überlässt es der Mutter, 
ob das Kind in Unkenntnis seiner wahren 

Abstammung aufwächst. Erst wenn das 
Kind volljährig ist, ist die Zustimmung der 
Mutter nicht mehr Voraussetzung dafür, 
dass das Kind erfährt, wer sein biologi-
scher Vater ist. 
Der hat durch diese gesetzlichen Rege-
lungen keinerlei Chance, seine Vaterrolle 
wahrzunehmen. 

Seitensprung: Biologischer Vater ohne Rechte

Ist die Mutter des Kindes mit einem anderen Mann verheiratet, hat der biologische Vater 
ohne Zustimmung der Mutter keine Chance, väterliche Rechte durchzusetzen.

Das österreichische Rechtssystem kennt 
grundsätzlich die einvernehmliche Schei-
dung, die Scheidung aus Verschulden 
und die Scheidung aus anderen Gründen, 
wie Krankheit, Auflösung der häuslichen 
Gemeinschaft etc. Meist einigen sich die 
Ehepartner über Obsorgerechte und Un-
terhalt für die Kinder, gegenseitigen Un-
terhalt und die Aufteilung des ehelichen 
Vermögens. Aber auch bei einer einver-
nehmlichen Scheidung empfiehlt es sich, 
den Rat eines Rechtsanwaltes einzuholen, 
da die Folgen durch Laien oft nicht in vol-
lem Ausmaß erkannt werden können. 
Der sogenannte nacheheliche Unterhalt 
ist nach einer Scheidung monatlich im 
Voraus, in Form einer Rente in Geld zu 
leisten. Der Unterhaltsanspruch bezie-
hungsweise die Höhe des Unterhaltes sind 
unterschiedlich geregelt. 
Bei einer einvernehmlichen Scheidung 
wird der Unterhalt „einvernehmlich“ 
festgelegt. Bei einer Scheidung wegen 

langjähriger Trennung hat der schuldlose 
Ehegatte Anspruch auf Unterhalt wie bei 
aufrechter Ehe. 
Bei einer Verschuldensscheidung ist der 
Unterhalt abhängig vom Verschuldensaus-
spruch. Meist kann man davon ausgehen, 
dass 33% des Einkommens des Unter-
haltspflichtigen oder 40% des gemeinsa-
men Familieneinkommens abzüglich des 
Eigeneinkommens als Bemessungsfaktor 
herangezogen werden. Etwaige Sorge-
pflichten werden dabei berücksichtigt.
Wird das Verschulden der Ehepartner als 
gleichwertig eingestuft, so wird der Unter-
halt nach „billigem Ermessen“ - also nach 
den Umständen des Einzelfalls - berech-
net. Meist fällt er dann deutlich geringer 
aus als nach einer Verschuldensscheidung. 
Es kann durchaus Sinn machen, sich nicht 
dem Diktat einer einvernehmlichen Schei-
dung zu unterwerfen, sondern vor Gericht 
auszudiskutieren, wen das überwiegende 
Verschulden an der Scheidung trifft. 

Unterhalt nach der Scheidung
Ende Juli 2008 ist die Erbschafts- und 
Schenkungssteuer ausgelaufen. Steu-
erfreie Schenkungen von bewegli-
chem Vermögen müssen seither nur 
gemeldet werden. Bei der Vererbung 
oder Schenkung von Immobilien for
dert das Finanzamt aber Grunder-
werbssteuer ein. Enge Verwandte müs
sen zwei, alle anderen 3,5 Prozent des 
dreifachen steuerlichen Einheitswertes 
bezahlen. Erhält der Geschenkgeber 
am verschenkten Haus aber noch das 
Wohnungsgebrauchsrecht (oder den 
Fruchtgenuss), so liegt aus der Sicht 
der Finanz keine reine Schenkung 
vor. Ist der Wert dieser Gegenleistung 
höher als der dreifache steuerliche 
Einheitswert, so wird der Wohnungs-
wert zur Bemessung der Steuer he-
rangezogen (ansonsten gemischt). 
Die unentgeltliche Einräumung eines 
Wohnungsgebrauchsrechtes selbst 
löst keine Schenkungssteuer aus, muss 
aber ebenfalls angezeigt werden.

Schenkung und Steuern



Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hatte 
sich mit der Frage zu befassen, wo ein Ver-
braucher klagen kann (muss), wenn er aus 
einem Onlinevertrag Ansprüche geltend 
machen will. Das entscheidende Kriterium 
für den Gerichtshof ist, ob die Website, 
auf der die Leistung oder der Gegenstand 
angeboten worden ist, darauf ausgerichtet 
wurde, dass über die Grenzen hinaus bzw. 
über den Standort des Websitebetreibers 
hinaus, Geschäfte getätigt werden sollen. 
Zu diesem Zwecke ist der Inhalt und der 
Aufbau der Website zu überprüfen bezie-
hungsweise zu interpretieren. Wenn je-
mand etwa seine Telefonnummer mit der 
internationalen Vorwahl angibt oder die 
Homepage in einer anderen Sprache er-
stellt ist, kann man davon ausgehen, dass 

der Gewerbetreibende seine Tätigkeit auf 
andere EU-Mitgliedsstaaten „ausgerich-
tet“ hat. Dies führt nach Auffassung des 
EuGH dazu, dass die Gerichtszuständig-
keitsregelungen für Verbraucher zur An-
wendung kommen. In einem solchem Fall 
kann der Kunde dort klagen, wo er seinen 
Wohnsitz hat. 

Nahen Angehörigen steht ein Mindestan-
teil am Vermögen eines Verstorbenen zu. 
Vererbt wird grundsätzlich jenes Vermö-
gen, das zum Todeszeitpunkt vorhanden 
ist. Hat aber der Verstorbene zu Lebzeiten 
einen großen Teil des Vermögens ver-
schenkt, so räumt das Gesetz den pflicht-
teilsberechtigten Erben den sogenannten 
Pflichtteilsergänzungsanspruch ein. Die 

Schenkungen werden dann zum Vermö-
gen, das zum Todeszeitpunkt vorhanden 
war, dazugerechnet und aus dieser Sum-
me der gesetzliche Pflichtteil errechnet. 
Was der Pflichtteilsberechtigte bereits vor-
ab erhalten hat, wird abgezogen. Der An-
spruch besteht als Geldforderung.
Mit dem sogenannten „Abschmelzungs-
modell” wurde in Deutschland ein inter-
essantes Berechnungsmodell eingeführt. 
Nach der alten Rechtslage konnte der 
Pflichtteilsberechtigte verlangen, dass 
Vermögen, welches der Erblasser bis zu 
zehn Jahre vor seinem Tod verschenkt hat, 
in die Berechnung einbezogen wird. Das 
neue deutsche Modell sieht nun vor, dass 
dieser „Ergänzungsanspruch“ graduell 
immer kleiner wird, je länger die einzube-
ziehende Schenkung zeitlich zurückliegt. 
Eine solche Regelung erscheint uns sehr 
vernünftig und wir hoffen, dass sie bald 
auch in Österreich eingeführt wird. 

Dr. Petra Piccolruaz ist Spezialistin für 
Familien- und Erbrecht.
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Der Schenkungspflichtteil

Witwenpension nach 
der Scheidung

Geschiedenen Partnern steht in Öster
reich Witwenpension zu, wenn der 
Verstorbene aufgrund eines gericht-
lichen Urteiles oder Vergleiches oder 
auch aufgrund einer vor Auflösung 
der Ehe eingegangenen vertraglichen 
Verpflichtung Unterhalt geschuldet 
hat. 
Eine Witwenpenison steht auch 
dann zu, wenn der Verstorbene nach  
Rechtskraft der Scheidung regelmä-
ßig, mindestens ein ganzes Jahr bis zu 
seinem Tod Unterhalt geleistet, und 
die Ehe mindestens zehn Jahre ge-
dauert hat.
Diese Regelung gilt für Männer und 
Frauen. Die Höhe der Witwenpenison 
beträgt bis zu 60% der Pension des 
Verstorbenen und hängt von der Be-
rechnungsgrundlage ab. 
Witwenpension gebührt aber immer 
nur bis zu einer neuerlichen Ehe-
schließung. Heiratet ein Partner, der 
Witwenpension bezieht, erlischt die 
Pension. 
Andererseits kann der ursprüngliche 
Anspruch auf Witwenpension wieder 
aufleben, wenn die neue Ehe geschie-
den wird und den Berechtigten nicht 
das überwiegende Verschulden am 
Scheitern der Ehe trifft.

Ein Dienstvertrag zwischen nahen Ange-
hörigen muss nach außen ausreichend 
zum Ausdruck kommen und einen eindeu-
tigen, klaren und jeden Zweifel ausschlie-
ßenden Inhalt haben. Ansonsten wird er 
steuerlich nicht anerkannt. Dies hat der 
Verwaltungsgerichtshof so entschieden 

(VwgH 22.3.2010, 2008/0099). Der Ver-
trag sollte nur Bedingungen enthalten,die 
auch mit familienfremden Personen so 
vereinbart worden wären. Auch eine Un-
terbezahlung führt dazu, dass das Dienst-
verhältnis dem „Fremdvergleich” nicht 
standhält und daher nicht anerkannt wird. 

Beim Ehepartner angestellt

Wo klagt man gegen Online-Anbieter?

Mag. Patrick Piccolruaz, Spezialist für 
IT-Recht

Unzufrieden mit dem Online-Kauf?



Grunderwerbssteuer fällt grundsätzlich 
immer an, wenn sich der Eigentümer ei-
nes Grundstücks ändert - sei dies durch 
Verkauf, Vererbung oder Schenkung. 
Grunderwerbssteuer wird auch dann 
vorgeschrieben, wenn bei einer Kapital-
gesellschaft, der eine Liegenschaft ge-
hört, sämtliche Kapitalanteile (d.h. alle 
Geschäftsanteile) in einer Hand vereinigt 
werden. 

Formale Anknüpfung

Bei den Gebühren und Verkehrssteuern 
war bisher die formalrechtliche Betrach-
tungsweise Anknüpfungspunkt. Grund-
erwerbssteuer war nicht zu bezahlen, 
wenn jemand 99% der GmbH–Anteile er-
warb  und ein „Zwerggesellschafter“ die 
restlichen 1% übernahm (auch wenn der 
Zwerggesellschafter nur als Treuhänder 
fungierte). Die Finanz akzeptierte, dass 
hierdurch nicht alle Anteile in einer Hand 
vereinigt wurden. Es wurde nicht unter-

sucht, in welchem Auftrag der Treuhänder 
den kleinen Restanteil hielt. 

Neue Betrachtungsweise

Bei einer solchen Treuhandgestaltung hat 
das Finanzamt Innsbruck im Jahr 2008 den-
noch Grunderwerbssteuer vorgeschrie-
ben. Die Behörde argumentierte, es sei 
wirtschaftlich zu einer Anteilsvereinigung 
gekommen. Die Berufungsinstanz gab 
dieser Entscheidung inhaltlich recht, je-
doch mit dem Vorwurf eines Missbrauchs. 
Diese Sichtweise wurde vom Verwaltungs-
gerichtshof (05.04.2011,2010/16/0168) 
bestätigt. 
Der Verwaltungsgerichtshof ließ das Prin-
zip der formalrechtlichen Anknüpfung 
unangetastet, sieht jedoch eine Treuhand-
lösung (d.h. der Zwerggesellschafter hält 
treuhändisch den Anteil für den Mehr-
heitsgesellschafter) als einen möglichen 
Missbrauch an. Damit eröffnet sich für das 
betreffende Finanzamt die Möglichkeit 

nachzuprüfen, ob die gewählte Lösung 
ausschließlich dazu dient, die Grunder-
werbssteuer zu umgehen oder ob noch 
andere plausible Gründe vorliegen.
Für die Berater und Rechtsanwender wird 
es somit in Zukunft schwer, zu prognos-
tizieren, ob nun  Steuern anfallen oder 
nicht. Auch die Frage, was unter einem 
„Zwerganteil“ zu verstehen ist – geht es 
nur um die prozentuale Größe oder auf 
den faktischen Einfluss  -  ist nicht geklärt. 

Für Rechts-Auskünfte  stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung, Tel. 0043 (0)5552 / 62286-0

Grunderwerbssteuer bei Treuhand-Geschäften
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Dr. Stefan Müller

Wir sind jetzt auf Facebook!

 

Lesen Sie unsere tagesaktuellen Rechts-

news aus Österreich und dem EU-Raum  

unter www.facebook.com/PM.anwaelte.at.

Letzte Nachrichten:

l Negative Hotelbewertungen zulässig - auch, 

wenn sie falsch sind

l Haftung bei Verlust des Ebay-Passwortes

l Illegaler upload auf ……. Ist immer 

als „gewerblich“ strafbar




